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Alles im grünen 
Bereich? 

Atomkraftwerk 
Zwentendorf  

in Nieder­
österreich 

Foto: robert 
kalb/imago

Sie betreffen Pendler, Gastrono-
men, Ehrenamtler und die Land-
wirtschaft: Das Bundeskabinett 
hat eine ganze Reihe von Steu-
erentlastungen auf den Weg ge-
bracht. Es geht um Vorhaben, die 
CDU, CSU und SPD in ihrem Koa-
litionsvertrag vereinbart hatten 
– und die den Bund im nächsten 
Jahr Milliarden kosten werden. 
Als nächstes sind der Bundes-
tag und teilweise auch der Bun-
desrat am Zug, damit die Ent-
lastungen endgültig beschlos-
sen werden. 

Mit der Pendlerpauschale 
können Arbeitnehmer ihre 
Fahrtkosten von der Wohnung 
zur Arbeit steuerlich absetzen 
– und zwar egal, ob sie mit dem 
Fahrrad, der Bahn oder dem 
Auto fahren. Aktuell liegt sie 
für die ersten 20 Kilometer Weg-
strecke bei 30 Cent pro Kilome-
ter. Ab dem 21. Kilometer kann 

man 38 Cent ansetzen. Künftig 
sollen schon ab dem ersten Kilo-
meter 38 Cent gelten. Dem Bund 
entgehen durch die Reform laut 
Ministeriumsrechnung im Jahr 
2026 Steuereinnahmen von 
rund 1,1 Milliarden, im Jahr 2027 
Einnahmen von rund 1,9 Milli-
arden Euro. 

Die Umsatzsteuer für Speisen 
in der Gastronomie soll dauer-
haft von derzeit 19 auf 7 Prozent 
reduziert werden. Neben Res-
taurants und Cafés profitieren 
davon laut Finanzministerium 
auch Bäckereien, Metzgereien 
und der Lebensmitteleinzelhan-
del, Caterer sowie Anbieter von 
Kita-, Schul- und Krankenhaus-
verpflegung. Dem Bund entge-
hen jährlich Steuereinnahmen 
von rund 3,6 Milliarden Euro.

Betriebe der Land- und Forst-
wirtschaft sollen sich die Ener-
giesteuer für Diesel ab 2026 wie-

der mit 21,48 Cent pro Liter zu-
rückerstatten lassen können. 
Der volle Steuersatz für den 
Agrardiesel beträgt laut Land-
wirtschaftsministerium aktuell 
47,04 Cent pro Liter. Den Bund 
kostet die Wiedereinführung im 
Jahr rund 430 Millionen Euro. 

Die Steuerpauschale für 
Übungsleiter wird von 3.000 
auf 3.300 Euro angehoben, die 
für ehrenamtlich Tätige von 840 
auf 960 Euro. So viel soll man 
künftig durch sein Engagement 
einnehmen dürfen, ohne darauf 
Steuern zu zahlen. Das betrifft 
zum Beispiel Trainer in Sport-
vereinen, Chorleiter oder eh-
renamtliche Pfleger. Außerdem 
müssen sie künftig vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verursachte 
Schäden nur ersetzen, wenn sie 
maximal 3.300 Euro statt bisher 
840 Euro verdienen. (dpa)
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Steuergeschenke kommen

Von Christian Rath

Die EU-Kommission durfte 
AKWs und Erdgaskraftwerke als 
„ökologisch nachhaltig“ einstu-
fen. Das entschied an diesem 
Mittwoch das Gericht der Eu-
ropäischen Union (EuG) und 
lehnte eine Klage Österreichs ab.

Die EU will bis 2050 kli-
maneutral werden. Damit das 
erforderliche private Kapital 
in die richtigen, das heißt öko-
logisch nachhaltigen Kanäle 
fließt, gibt die EU vor, welche In-
vestitionen als „nachhaltig“ be-
worben werden dürfen.

Die zugrundeliegende Taxo-
nomie-Verordnung stammt von 
2020 und enthielt vor allem ab-
strakte Vorgaben. Ausdrücklich 
ausgenommen wurden nur In-
vestitionen in Energieerzeu-
gung aus festen fossilen Brenn-
stoffen wie Kohle. Konkretere 
Vorgaben machte eine „dele-
gierte Verordnung“ der EU-
Kommission vom März 2022. 
Danach gelten auch Investiti-
onen in Atom- und Gaskraft-
werke als nachhaltig. Denn hier-
bei handele es sich um wichtige 
Übergangstechnologien zu ei-

ner Energieversorgung, die vor 
allem auf erneuerbaren Ener-
gien beruht.

Österreich klagte beim EuG 
gegen die Einstufung von Atom- 
und Gaskraftwerken als nach-
haltig. Dafür hatte die damalige 
Klimaschutzministerin Leonore 
Gewessler (Grüne) gesorgt. Un-
terstützt wurde Österreich da-
bei nur von Luxemburg. Dage-
gen wurde die EU-Kommission 
von neun Staaten ausdrücklich 
unterstützt, unter anderem von 
Frankreich, Finnland und Polen.

Eine mit 15 Richtern besetzte 
große Kammer lehnte die öster-
reichische Klage nun in einem 
111-seitigen Urteil ab. Die dele-
gierte Verordnung der Kom-
mission habe nicht gegen die 
zugrundeliegende Taxono-
mie-Verordnung oder ande-
res EU-Recht verstoßen. In der 
Taxonomie-Verordnung seien 
Atom- und Gaskraftwerke nicht 
ausdrücklich ausgenommen 
worden.

Das Gericht betonte immer 
wieder den „weiten Spielraum“ 
der EU-Kommission bei der Um-
setzung der Taxonomie-Verord-
nung. So machte Österreich zum 

Beispiel geltend, dass die Finan-
zierung von AKW den Ausbau 
von erneuerbaren Energien be-
hindere, weil Finanzmittel dann 
dort fehlen. Dagegen ging die 
EU-Kommission davon aus, dass 
AKWs, die die Grundlastversor-
gung sichern, den Ausbau von 
erneuerbaren Energien sogar er-
leichtern. Laut EuG ist das jeden-
falls „kein offensichtlicher Beur-
teilungsfehler“.

Außerdem entschied das 
EuG, dass Atomkraftrisiken 
aus dem Uranabbau oder dem 
Brennelementetransport von 
der EU-Kommission zurecht 
nicht berücksichtigt wurden. 
Die Endlagerung hochradioakti-
ver Abfälle durfte als beherrsch-
bar angesehen werden. 

Gaskraftwerke durften laut 
EuG als nachhaltige Übergangs-

technologie eingestuft werden, 
weil auch sie der Versorgungssi-
cherheit dienen und ein schritt-
weises Vorgehen hin zur Kli-
maneutralität ermöglichen.

Österreich könnte gegen das 
EuG-Urteil noch Rechtsmittel 
zum übergeordneten Europäi-
schen Gerichtshof (EuGH) einle-
gen. Allerdings gehören die Grü-
nen seit November 2024 nicht 
mehr der Wiener Bundesregie-
rung an, die derzeit aus ÖVP, SPÖ 
und Neos besteht. Der aktuelle 
Klimaschutzminister Norbert 
Totschnig (ÖVP) will das Urteil 
zunächst prüfen. 

Beim EuG sind noch zwei 
ähnliche Klagen von Green-
peace und Client Earth anhän-
gig. Nach der eindeutigen Ab-
lehnung der österreichischen 
Klage ist mit einem Erfolg der 
Umweltverbände aber kaum zu 
rechnen. „Mit dieser Entschei-
dung legitimiert das Europäi-
sche Gericht Greenwashing im 
Finanzsektor und untergräbt die 
europäischen Klimaziele“, kri-
tisierte Greenpeace-Vorstand 
Martin Kaiser das aktuelle Ur-
teil. (Az.: T-625/22) 
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Gaskraftwerke 
durften laut Gericht 
als nachhaltige 
Brückentechnologie 
gelten

Österreich scheitert beim EU-Gericht mit einer Klage gegen die Einstufung von 
Investitionen in Atomkraft- und Gaskraftwerke. Für Umweltschützer ist das Greenwashing 

AKWs bleiben „nachhaltig“

Union und SPD arbeiten Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag ab. Dieses Mal 
zum Vorteil von Restaurants, Pendlern, Bauern und Ehrenamtlern

Zahl des Tages

5-mal höher
Die CO2-Grenzwerte für Autos zieht die EU 
peu à peu an. Die Automobilkonzerne sind 
also in der Pflicht, den Kohlendioxid­
ausstoß ihrer Fahrzeuge zu verringern.  
Das gilt auch für Plug-in-Hybride, also 
Autos, die einen Elektro- und 
Verbrennungsmotor kombinieren und sich 
per Stecker aufladen lassen. Und 
tatsächlich: Bei den offiziellen Tests sinkt 
der Ausstoß kontinuierlich. Blöd nur, dass 
eine neue Analyse auf Basis von EU-Daten 
festgestellt hat, dass der reale Ausstoß im 
Straßenverkehr fünfmal höher liegt als auf 
dem Prüfstand. Die Leute benutzen den 
klimaschädlichen Verbrennermodus 
nämlich viel häufiger, als die offiziellen 
Tests das voraussetzen. Rechnet das mal 
schön, Autokonzerne!

Studie weist Einfluss des 
Klimawandels auf zahlreiche 
Heißperioden nach

Von Jonas Waack

Der menschengemachte Klimawandel hat 
mindestens 55 Hitzewellen seit Anfang des 
Jahrtausends erst möglich gemacht. Das hat 
ein Forscher*innen-Team unter der Leitung des 
Franzosen Yann Quilcaille herausgefunden. 
Die 55 Hitzewellen wurden ihren Berechnun-
gen zufolge mehr als 10.000-mal wahrscheinli-
cher, weil das Verbrennen fossiler Brennstoffe, 
die Rodung von Wäldern und die Trockenle-
gung von Mooren die Erde erhitzt hat. Den For
scher*innen zufolge läuft das darauf hinaus, 
dass diese 55 Hitzewellen „nahezu unmöglich 
gewesen wären ohne menschlichen Einfluss“.

Ihre Studie veröffentlichten die Wissen
schaftler*innen in der Fachzeitschrift Na-
ture. Alle 213 Hitzewellen, die sie untersucht 
haben, waren durch den Klimawandel wahr-
scheinlicher geworden, durchschnittlich 20-
mal. Grundlage der Studie ist eine Datenbank 
mit 226 Hitzewellen, die entweder aufgrund 
zahlreicher Todesopfer, hoher wirtschaftlicher 
Schäden oder Bitten um internationale Hilfe 
aus dem betroffenen Land gemeldet wurden. 13 
Hitzewellen schlossen die Wissenschaftler*in
nen aus, weil die Forschungsmethode nicht auf 
die speziellen Fälle anwendbar ist.

Für die Studie modellierten Quilcaille und 
sein Team eine Welt ohne Klimawandel und 
verglichen sie mit den tatsächlichen Messun-
gen. So berechneten sie, wie viel wahrschein-
licher und heftiger die Hitzewellen wurden. So 
geht auch das Projekt World Weather Attribu-
tion vor, das untersucht, welchen Einfluss der 
Klimawandel auf einzelne Extremwetterereig-
nisse hatte. Quilcaille und seine Kolleg*innen 
nutzten die Methode nun erstmals, um eine 
große Zahl von Extremwetterereignissen zu 
untersuchen. Die Studie „argumentiert über-
zeugend, dass Hitzewellen weltweit durch die 
Verbrennung fossiler Brennstoffe verschlim-
mert wurden“, schreiben die Klimaforscher*in
nen Michael Gerrard und Jessica Wentz in Na-
ture. Beide waren nicht an der Studie beteiligt.

Schon in den 2000er Jahren hat der Klima-
wandel Hitzewellen demnach durchschnittlich 
um 1,4 Grad verschärft. In den 2010ern wurden 
sie um 1,7 Grad intensiver, im laufenden Jahr-
zehnt sogar um 2,2 Grad. 

Darüber hinaus untersuchten die 
Forscher*innen, welchen Einfluss die soge-
nannten Carbon Majors auf die Hitzewellen 
hatten. Damit sind die 180 Unternehmen ge-
meint, die am meisten zum Klimawandel bei-
getragen haben, darunter die deutschen Unter-
nehmen RWE, BASF und Heidelberg Materials. 
Diese 180 CO2-Riesen stießen seit Beginn der 
Industrialisierung etwa 60 Prozent aller men-
schengemachten CO2-Emissionen aus. Um ih-
ren Anteil an den Hitzewellen zu berechnen, 
nutzten die Forscher*innen das gleiche Vorge-
hen wie schon für den Effekt des Klimawandels 
als Ganzes: Sie simulierten eine Welt ohne die 
CO2-Riesen und verglichen sie mit den tatsäch-
lich gemessenen Daten. 

Konzerne 
verursachen 
viele Hitzewellen

Demnach lässt sich der Temperaturanstieg 
der Hitzewellen in den 2010er Jahren zur Hälfte 
auf diese 180 Unternehmen zurückführen. So-
gar die Emissionen des kleinsten CO2-Riesen, 
des russischen Kohle-Unternehmens Elgaugol, 
hat den Forscher*innen zufolge 8 Prozent der 
Hitzewellen erst möglich gemacht, die Emis-
sionen der sowjetischen Staatsunternehmen 
– Platz 1 auf der Carbon Majors-Liste – sogar 
jede vierte. Mit ihrer Forschung wollen die 
Autor*innen Klagen gegen große Emittenten 
vereinfachen. Im Juli stellte der Internationale 
Gerichtshof der UN fest, dass Länder mit ho-
hen Emissionen völkerrechtlich zu Entschädi-
gungszahlungen verpflichtet werden könnten. 
Ein deutsches Gericht entschied im Mai, dass 
unter bestimmten Bedingungen Konzerne mit 
hohem Ausstoß Anpassungsmaßnahmen an 
den Klimawandel mitfinanzieren müssen. 
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